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RICHTLINIE (EU) 2016/... DES RATES
vom ...

mit Vorschriften zur Bekdmpfung von Steuervermeidungspraktiken

mit unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag {iber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 115,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments',

nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses?,

gemil einem besonderen Gesetzgebungsverfahren,

! ABL C[..]vom[...],S. [...]
2 ABL C[.]vom][..],S.[..]
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

Die gegenwirtigen politischen Prioritdten im internationalen Steuerwesen stellen darauf
ab, eine Besteuerung an dem Ort der Gewinnerwirtschaftung und der Wertschopfung zu
gewihrleisten. Es ist daher unbedingt erforderlich, dass das Vertrauen in die Fairness der
Steuersysteme wiederhergestellt und den Regierungen eine wirksame Ausilibung ihrer
Steuerhoheit ermdglicht wird. Diese neuen politischen Ziele wurden im Rahmen der Initia-
tive der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) zur
Bekdmpfung der Gewinnverkiirzung und Gewinnverlagerung (Base Erosion and Profit
Shifting — BEPS) in konkrete Handlungsempfehlungen umgesetzt. Der Europdische Rat
hat diese Arbeiten in seinen Schlussfolgerungen vom 13./14. Mérz 2013 und vom

19./20. Dezember 2013 begriiit. Dem Bedarf nach ausgewogener Besteuerung
entsprechend hat die Kommission in einer Mitteilung vom 17. Juni 2015 einen Aktionsplan
fiir eine faire und effiziente Unternehmensbesteuerung in der Europdischen Union

vorgestellt.
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2

Die Abschlussberichte iiber die 15 BEPS-Aktionspunkte der OECD wurden am 5. Oktober
2015 veroffentlicht. Dies wurde vom Rat in seinen Schlussfolgerungen vom 8. Dezember
2015 begriilt. Der Rat betonte in diesen Schlussfolgerungen ferner die Notwendigkeit, auf
EU-Ebene gemeinsame, aber flexible Losungen im Einklang mit den BEPS-Schlussfolge-
rungen der OECD zu finden. AuBlerdem unterstiitzte er eine wirksame, rasche und koor-
dinierte Umsetzung der Anti-BEPS-Malinahmen auf EU-Ebene und vertrat die Auffassung,
dass EU-Richtlinien — sofern zweckméBig — das bevorzugte Mittel zur Umsetzung der
BEPS-Schlussfolgerungen der OECD in der EU sein sollten. Damit der Binnenmarkt gut
funktionieren kann, miissen die Mitgliedstaaten zumindest ihre BEPS-Verpflichtungen
erfiillen und allgemeine Maflnahmen zur Bekdmpfung von Steuervermeidungspraktiken
und zur Gewéhrleistung einer fairen und wirksamen Besteuerung in der Union ergreifen
und dabei in ausreichend kohidrenter und koordinierter Weise vorgehen. In einem Raum
hochgradig integrierter Volkswirtschaften bedarf es gemeinsamer strategischer Konzepte
und eines abgestimmten Vorgehens, damit der Binnenmarkt besser funktionieren und die
BEPS-Initiative maximale Wirkung entfalten kann. Zudem kann nur ein gemeinsamer
Rahmen eine Fragmentierung des Marktes verhindern und die derzeitigen Inkongruenzen
und Marktverzerrungen beseitigen. Wenn die nationalen DurchfiihrungsmafBinahmen EU-
weit einheitlich ausgerichtet sind, haben die Steuerpflichtigen nicht zuletzt die Gewihr,

dass die betreffenden MaBBnahmen mit dem Unionsrecht in Einklang stehen.

10539/2/16 REV 2 ESS/mfa 3

DGG 2B DE



3)

4)

Es miissen Vorschriften festgelegt werden, um den durchschnittlichen Schutz gegen
aggressive Steuerplanung im Binnenmarkt anzuheben. Da diese Vorschriften sich in

28 verschiedene Systeme der Unternehmensbesteuerung einfligen miissen, sollten sie auf
allgemeine Bestimmungen beschrinkt sein und ihre Umsetzung sollte den Mitgliedstaaten
iiberlassen bleiben, da diese am besten in der Lage sind, den verschiedenen Elementen der
Vorschriften eine ihren Steuersystemen angemessene Form zu geben. Dieses Ziel konnte
durch die Einfiihrung eines EU-weiten Mindestschutzes fiir die nationalen Korperschaft-
steuersysteme gegen Steuervermeidungspraktiken erreicht werden. Daher sollte das Vor-
gehen der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Ergebnisse der 15 BEPS-Aktionspunkte
der OECD koordiniert werden, damit Steuervermeidungspraktiken im gesamten
Binnenmarkt wirksamer bekdmpft werden konnen. Folglich muss in bestimmten Bereichen

ein einheitlicher Mindestschutz fiir den Binnenmarkt festgelegt werden.

Erforderlich sind Vorschriften, die fiir alle Steuerpflichtigen gelten, die in einem Mitglied-
staat der Korperschaftsteuer unterliegen. Unternehmen, die nicht der Korperschaftsteuer in
einem Mitgliedstaat unterliegen, d.h. insbesondere steuerlich transparente Unternehmen,
sollten jedoch nicht in den Geltungsbereich der Richtlinie einbezogen werden, da sonst ein
noch breiteres Spektrum an nationalen Steuern erfasst werden miisste. Die Vorschriften
sollten auch fiir Betriebsstétten derjenigen steuerpflichtigen Unternehmen gelten, die
moglicherweise in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten belegen sind.
Steuerpflichtige Unternehmen kdnnen in einem Mitgliedstaat steuerlich anséssig sein oder
Betriebsstitten nach dem Recht eines Mitgliedstaats unterhalten. Betriebsstétten von
Unternehmen, die in einem Drittland steuerlich ansissig sind, sollten diesen Vorschriften

ebenfalls unterliegen, wenn sie sich in einem oder mehreren Mitgliedstaaten befinden.
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(5) Es miissen Vorschriften festgelegt werden, um der Aushohlung der Steuerbemessungs-
grundlage (Gewinnverkiirzung) im Binnenmarkt und der Verlagerung von Gewinnen in
Drittlander entgegenzuwirken. Hierfiir sind Vorschriften in folgenden Bereichen erforder-
lich: Beschriankung der Abzugsfahigkeit von Zinsen (Zinsschranke), Wegzugsbesteuerung,
allgemeine Vorschrift zur Verhinderung von Missbrauch, Vorschriften fiir beherrschte aus-
landische Unternehmen und Vorschriften fiir das Vorgehen gegen hybride Gestaltungen.
Fiihren diese Vorschriften zu Doppelbesteuerung, sollten Steuerpflichtige durch Abzug der
in einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittland entrichteten Steuer entlastet werden.
Die Vorschriften sollen somit nicht nur Steuervermeidungspraktiken unterbinden, sondern

auch verhindern, dass Markthemmnisse wie Doppelbesteuerung entstehen.
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(6)

Um ihre Steuerbelastung insgesamt zu verringern, betreiben Unternehmensgruppen
zunehmend BEPS in Form {iberhohter Zinszahlungen. Die Zinsschranke soll derartige
Praktiken eindimmen, indem die Abzugsfahigkeit der {iberschiissigen Fremdkapitalkosten
des Steuerpflichtigen beschrénkt wird. Daher muss ein fester Abzugssatz festgelegt
werden, der sich auf das steuerbare Ergebnis eines Steuerpflichtigen vor Zinsen, Steuern,
Abschreibungen auf Sachanlagen und Abschreibungen auf immaterielle
Vermogensgegenstinde (Earnings before interest, tax, depreciation and amortisation -
EBITDA) bezieht. Die Mitgliedstaaten konnten diesen Satz noch weiter senken oder
befristet anwenden oder den Betrag der nicht ausgeglichenen Fremdkapitalkosten, die vor-
oder riickgetragen werden diirfen, beschrinken, um einen hoheren Schutz zu
gewdhrleisten. Da es darum geht, Mindeststandards festzulegen, hitten die Mitgliedstaaten
die Moglichkeit, einen Alternativsatz anzuwenden, der sich auf das Ergebnis vor Zinsen
und Steuern (Earnings before interest and taxes - EBIT) bezieht und so festgesetzt wird,
dass er dem EBITDA-Satz entspricht. Sie konnten neben der in dieser Richtlinie
vorgesehenen Zinsschranke zudem gezielte Vorschriften gegen konzerninterne
Fremdfinanzierung, insbesondere Unterkapitalisierungsvorschriften, nutzen. Steuerfreie
Ertrage sollten nicht mit abzugsféahigen Fremdkapitalkosten verrechnet werden. Dies
begriindet sich darin, dass zur Bestimmung der abzugsfiahigen Zinsen nur steuerpflichtige

Einkiinfte berticksichtigt werden sollten.
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(7

Gehort der Steuerpflichtige einer Gruppe an, die konsolidierte Abschliisse vorlegt, kann
bei der Entscheidung dariiber, ob die Steuerpflichtigen einen hoheren Betrag an
iberschiissigen Fremdkapitalkosten abziehen diirfen, die weltweite Verschuldung der
Gruppe insgesamt beriicksichtigt werden. Es kann zudem zweckmiBig sein, Vorschriften
iiber eine Eigenkapital-Escape-Klausel festzulegen, wonach die Zinsschranke nicht zur
Anwendung kommt, wenn das Unternehmen nachweisen kann, dass das Verhaltnis
zwischen seinem Eigenkapital und seinen Gesamtvermdgenswerten weitgehend gleich
hoch oder hoher ist als das entsprechende Verhéltnis auf Ebene der Gruppe. Die
Zinsschranke sollte fiir die tiberschiissigen Fremdkapitalkosten des Steuerpflichtigen
gelten, ohne dass unterschieden wird, ob die Kosten durch Verschuldung im Inland, im
EU-Ausland oder in einem Drittland oder durch Schulden bei Dritten, bei verbundenen
Unternehmen oder bei Unternehmen der selben Gruppe entstanden sind. Umfasst eine
Gruppe mehr als ein Unternehmen in einem Mitgliedstaat, so kann dieser Mitgliedstaat bei
Anwendung der Zinsschranke die Gesamtposition aller in seinem Staatsgebiet belegenen
Unternehmen der Gruppe beriicksichtigen, auch iiber eine separate
Unternehmensbesteuerungsregelung, die erlaubt, dass Gewinne oder Zinsabzugspotenzial

zwischen den Unternehmen einer Gruppe iibertragen werden.

10539/2/16 REV 2 ESS/mfa 7

DGG 2B DE



®)

Um den Verwaltungsaufwand und die Kosten fiir die Einhaltung der Vorschriften zu ver-
ringern, ohne deren steuerliche Auswirkungen erheblich zu mindern, kann es zweckméBig
sein, eine "Safe Harbour"-Regel einzufiihren, damit Nettozinsen bis zu einem bestimmten
Betrag stets abgezogen werden diirfen, wenn dieser den auf der Grundlage des EBITDA-
Satzes ermittelten Abzug libersteigt. Die Mitgliedstaaten konnten den festgesetzten
Hochstbetrag senken, um ihre inldndische Steuerbemessungsgrundlage besser zu schiitzen.
Da BEPS grundsatzlich in Form iiberhohter Zinszahlungen zwischen verbundenen
Unternehmen erfolgt, ist es angemessen und geboten, dass eigenstéindige Unternehmen in
Anbetracht des begrenzten Steuervermeidungsrisikos vom Anwendungsbereich der
Zinsschranke ausgenommen werden diirfen. Zur Erleichterung des Ubergangs zu der neuen
Zinsschranke konnen die Mitgliedstaaten eine Bestandsschutzklausel vorsehen, die fiir
bestehende Darlehen gelten wiirde, sofern ihre Bedingungen nicht spater geéindert werden,;
dies bedeutet, dass im Falle einer spiteren Anderung die Bestandsschutzklausel nicht fiir
den erhohten Betrag oder die verldngerte Laufzeit des Darlehens gilt, sondern sich auf die
urspriinglichen Bedingungen des Darlehens beschrinken wiirde. Unbeschadet der
Vorschriften {iber staatliche Beihilfen konnten die Mitgliedstaaten aulerdem {iberschiissige
Fremdkapitalkosten fiir Darlehen, die der Finanzierung langfristiger 6ffentlicher
Infrastrukturvorhaben dienen, ausnehmen, da bei solchen Finanzierungsvereinbarungen ein
nur geringes oder gar kein BEPS-Risiko besteht. In diesem Zusammenhang sollten die
Mitgliedstaaten hinreichend belegen, dass die Finanzierungsvereinbarungen fiir 6ffentliche
Infrastrukturvorhaben besondere Merkmale aufweisen, die rechtfertigen, dass sie anders
behandelt werden als andere Finanzierungsvereinbarungen, die der restriktiven Vorschrift

unterliegen.
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9) Obwohl allgemein anerkannt ist, dass auch Finanzunternehmen, d.h. Finanzinstitute und
Versicherungsunternehmen, einer Zinsschranke unterliegen sollten, ist ebenfalls anerkannt,
dass diese beiden Sektoren besondere Merkmale aufweisen, die eine auf sie zugeschnittene
Regelung erfordern. Da die diesbeziiglichen Diskussionen im internationalen und im EU-
Kontext noch nicht hinreichend weit gediehen sind, konnen noch keine besonderen Vor-
schriften flir den Finanz- und den Versicherungssektor vorgesehen werden, weshalb die

Mitgliedstaaten sie von der Zinsschranke ausnehmen konnen sollten.
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(10)

Die Besteuerung der Ubertragung von Vermdgenswerten und die Wegzugsbesteuerung
stellt sicher, dass, wenn ein Steuerpflichtiger Vermogenswerte aus dem Steuergebiet eines
Staates abzieht oder seinen Steuersitz aus diesem verlegt, der betreffende Staat die in
seinem Hoheitsgebiet entstandene Wertsteigerung besteuern kann, selbst wenn diese zum
Zeitpunkt der Ubertragung oder des Wegzugs noch nicht realisiert worden ist. Es ist daher
festzulegen, in welchen Fillen Steuerpflichtige der Besteuerung der Ubertragung von
Vermogenswerten oder der Wegzugsbesteuerung unterliegen bzw. fiir noch nicht
realisierte Wertsteigerungen der von ihnen {ibertragenen Vermogenswerte besteuert
werden. Es ist ferner hilfreich zu prizisieren, dass Ubertragungen von Vermogenswerten,
einschlieBlich Barmitteln, zwischen einer Muttergesellschaft und ihren Tochtergesell-
schaften nicht in den Geltungsbereich der geplanten Vorschrift iiber die Besteuerung der
Ubertragung von Vermdgenswerten und der Wegzugsbesteuerung fallen. Zur Festsetzung
der Steuerbetrdge muss der Marktwert der Vermogenswerte zum Zeitpunkt der
Ubertragung bzw. des Wegzugs nach dem Fremdvergleichsgrundsatz ermittelt werden.
Damit die Vorschrift mit der Anrechnungsmethode vereinbar ist, sollte es den Mit-
gliedstaaten gestattet sein, den Zeitpunkt zugrunde zu legen, an dem sie das Recht zur
Besteuerung der iibertragenen Vermdgenswerte verloren haben. Das Besteuerungsrecht
sollte auf nationaler Ebene definiert werden. Auch muss der Aufnahmestaat die
Moglichkeit haben, den vom Wegzugsstaat ermittelten Wert der tibertragenen
Vermogenswerte anzufechten, wenn dieser nicht dem Marktwert entspricht. Hierzu
konnten die Mitgliedstaaten auf die bestehenden Streitbeilegungsverfahren zuriickgreifen.
Es ist darzulegen, wie die Besteuerung innerhalb der Union anzuwenden ist und unter
welchen Bedingungen Ubereinstimmung mit dem Unionsrecht besteht. In solchen Fillen
sollten die Steuerpflichtigen das Recht haben, den im Rahmen der Besteuerung
festgesetzten Steuerbetrag entweder sofort zu entrichten oder ihre Steuerschuld,
gegebenenfalls zuziiglich Zinsen und einer Sicherheitsleistung, in Raten {iber mehrere

Jahre zu begleichen.
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(1D

Zu diesem Zweck konnten Mitgliedstaaten von den betreffenden Steuerpflichtigen
verlangen, dass sie eine Erkldrung mit den erforderlichen Angaben abgeben. Von einer
Besteuerung der entstandenen Wertsteigerung und einer Wegzugsbesteuerung ist
abzusehen, wenn die Vermogenswerte nur voriibergehend tibertragen werden und ihre
Riickfiihrung in den Ursprungsmitgliedstaat beabsichtigt ist, die Ubertragung der Erfiillung
aufsichtsrechtlicher Eigenkapitalanforderungen oder dem Liquiditdtsmanagement dient
oder es sich um Wertpapierfinanzierungsgeschéfte oder als Sicherheit gestellte

Vermogenswerte handelt.

Allgemeine Vorschriften zur Verhinderung von Missbrauch dienen in Steuersystemen
dazu, gegen missbrauchliche Steuerpraktiken vorzugehen, fiir die noch keine besonderen
Vorschriften bestehen. Allgemeine Vorschriften zur Verhinderung von Missbrauch sollen
somit Liicken schlieBBen, ohne sich auf die Anwendbarkeit besonderer Vorschriften zur
Verhinderung von Missbrauch auszuwirken. Innerhalb der Union sollten die allgemeinen
Vorschriften zur Verhinderung von Missbrauch auf unangemessene Gestaltungen
angewendet werden; andernfalls sollte der Steuerpflichtige das Recht haben, die
steuereffizienteste Struktur fiir seine geschéftlichen Angelegenheiten zu wihlen. Zudem ist
es wichtig, dass die allgemeinen Vorschriften zur Verhinderung von Missbrauch im Inland,
innerhalb der Union und gegeniiber Drittlindern einheitlich angewendet werden, damit
sich ihr Anwendungsbereich und die Ergebnisse ihrer Anwendung in inldndischen und
grenziiberschreitenden Situationen nicht unterscheiden. Den Mitgliedstaaten sollte es
freistehen, in Fillen, in denen die allgemeinen Vorschriften zur Verhinderung von
Missbrauch zur Anwendung gelangen, Sanktionen zu verhdngen. Bei der Bewertung, ob
eine Gestaltung als unangemessen zu betrachten ist, hitten die Mitgliedstaaten die
Moglichkeit, alle triftigen wirtschaftlichen Griinde, einschlieBlich finanzieller Tétigkeiten,

zu beriicksichtigen.
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(12)

Die Vorschriften fiir beherrschte ausldndische Unternehmen bewirken, dass die Einkiinfte
einer niedrig besteuerten beherrschten Tochtergesellschaft ihrer Muttergesellschaft zuge-
rechnet werden. Damit ist die Muttergesellschaft fiir diese ihr zugerechneten Einkiinfte in
dem Staat steuerpflichtig, in dem sie steuerlich anséssig ist. Je nach den politischen
Prioritdten des betreffenden Staates konnen die Vorschriften fiir beherrschte auslédndische
Unternehmen auf eine niedrig besteuerte Tochtergesellschaft als ganze, auf bestimmte
Kategorien von Einkiinften oder nur auf Einkiinfte abzielen, die ihr kiinstlich zugeleitet
werden. Um zu gewéhrleisten, dass die Vorschriften fiir beherrschte auslédndische
Unternehmen eine verhéltnisméBige Reaktion auf BEPS-Anliegen darstellen, ist es
insbesondere entscheidend, dass diejenigen Mitgliedstaaten, die ihre Vorschriften fiir
beherrschte auslandische Unternehmen auf Einkiinfte beschrianken, die der
Tochtergesellschaft kiinstlich zugeleitet werden, prizise auf Situationen abstellen, in denen
die meisten Entscheidungsaufgaben, aufgrund derer zugeleitete Einkiinfte auf Ebene der
beherrschten Tochtergesellschaft erzielt wurden, im Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen
durchgefiihrt werden. Um den Verwaltungsaufwand und die Befolgungskosten zu
verringern, sollte es zudem zuléssig sein, dass diese Mitgliedstaaten bestimmte
Unternehmen mit niedrigen Gewinnen oder einer niedrigen Gewinnspanne, bei denen ein
geringeres Risiko der Steuervermeidung besteht, von diesen Vorschriften ausnehmen.
Daher miissen die Vorschriften fiir beherrschte auslandische Unternehmen auch auf die
Gewinne von Betriebsstitten angewandt werden, wenn diese Gewinne im Mitgliedstaat des
Steuerpflichtigen nicht der Steuer unterliegen oder steuerbefreit sind. Es ist jedoch geméaf
den Vorschriften flir beherrschte ausldndische Unternehmen nicht notwendig, die Gewinne
von Betriebsstitten zu besteuern, denen die Steuerbefreiung nach den nationalen
Vorschriften nicht gewéhrt wird, da diese Betriebsstétten wie beherrschte ausldndische
Unternehmen behandelt werden. Um einen hdheren Schutz zu gewéhrleisten, konnten die
Mitgliedstaaten den Schwellenwert fiir die Beherrschung senken oder einen héheren
Schwellenwert ansetzen, indem die tatséchlich entrichtete Korperschaftsteuer mit der
Korperschaftsteuer, die in dem Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen erhoben worden wire,
verglichen wird. Die Mitgliedstaaten konnen bei der Umsetzung der Vorschriften fiir
beherrschte ausldndische Unternehmen in ihr nationales Recht einen ausreichend hohen

Teilschwellenwert fiir den Steuersatz verwenden.
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Es ist wiinschenswert, sowohl Situationen in Drittlindern als auch in der Union in Betracht
zu ziehen. Damit die Vorschriften mit den Grundfreiheiten in Einklang stehen, sollten die
Kategorien von Einkiinften mit einer Ausnahmeregelung beziiglich der wirtschaftlichen
Substanz kombiniert werden, die darauf abzielt, innerhalb der Union die Auswirkungen der
Vorschriften auf die Félle zu beschrinken, in denen das beherrschte ausldndische
Unternehmen keine wesentliche wirtschaftliche Téatigkeit ausiibt. Es ist wichtig, dass die
Finanzbehdrden und die Steuerpflichtigen zusammenarbeiten, um die relevanten Fakten
und Umstidnde im Hinblick auf die Bestimmung der Anwendbarkeit der
Ausnahmeregelung zusammenzutragen. Es sollte zulédssig sein, dass die Mitgliedstaaten
bei der Umsetzung der Vorschriften fiir beherrschte ausldndische Unternehmen in ihr
nationales Recht weille, graue oder schwarze Drittlinderlisten fiihren, die auf Grundlage
bestimmter, in dieser Richtlinie festgelegter Kriterien zusammengestellt werden und in
denen auch die Hohe des Korperschaftsteuersatzes aufgefiihrt sein kann, oder dass sie auf

dieser Grundlage zusammengestellte weille Mitgliedstaatenlisten fiihren.
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(13)

Hybride Gestaltungen ergeben sich aus Unterschieden zwischen zwei Steuersystemen bei
der rechtlichen Einordnung von Zahlungen (Finanzinstrumenten) oder Unternehmen.
Solche Inkongruenzen fiihren oft zu einem doppelten Abzug (d.h. einem Steuerabzug in
beiden Steuersystemen) oder zum Abzug der Einkiinfte in einem Land bei gleichzeitiger
Nichtbesteuerung im anderen Land. Um die Auswirkungen hybrider Gestaltungen zu
neutralisieren, miissen Vorschriften festgelegt werden, nach denen eines der beiden
betroffenen Steuergebiete den Abzug einer Zahlung, die zu einem solchen Ergebnis fiihrt,
verweigert. In diesem Zusammenhang sollte préizisiert werden, dass die Maflnahmen dieser
Richtlinie, mit denen gegen hybride Gestaltungen vorgegangen werden soll, auf
Inkongruenzen abzielen, die auf Unterschiede bei der rechtlichen Einordnung eines
Finanzinstruments oder eines Unternehmens zuriickzufiihren sind, und keine
Auswirkungen auf die allgemeinen Merkmale der Steuersysteme einzelner Mitgliedstaaten
haben sollen. Zwar haben sich die Mitgliedstaaten im Rahmen der Gruppe
"Verhaltenskodex fiir Unternehmensbesteuerung" auf Leitlinien zur steuerlichen
Behandlung hybrider Unternehmen und hybrider Betriebsstitten innerhalb der Union
sowie zur steuerlichen Behandlung hybrider Unternehmen mit Bezug zu Drittlindern
verstindigt, dennoch bedarf es verbindlicher Vorschriften. Es ist entscheidend, dass
weitere Arbeiten zu hybriden Gestaltungen zwischen Mitgliedstaaten und Drittléndern
sowie zu anderen hybriden Gestaltungen (z.B. solchen, die Betriebsstétten betreften)

durchgefiihrt werden.
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(14)

(15)

Hervorzuheben ist, dass die Umsetzung der Vorschriften zur Bekimpfung der Steuer-
vermeidung gemél dieser Richtlinie keine Auswirkungen auf die Verpflichtung der Steuer-
pflichtigen zur Einhaltung des Fremdvergleichsgrundsatzes oder das Recht der Mitglied-
staaten hat, erforderlichenfalls eine Aufwirtskorrektur der Steuerschuld geméf dem

Fremdvergleichsgrundsatz vorzunehmen.

Der Européische Datenschutzbeauftragte wurde gemal3 Artikel 28 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates' konsultiert. In
Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der vorliegenden
Richtlinie gilt das Recht auf Schutz personenbezogener Daten gemal3 Artikel 8 der Charta
der Grundrechte der Europdischen Union sowie der Richtlinie 95/46/EG des Europédischen

Parlaments und des Rates>.

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom

18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum
freien Datenverkehr (ABI. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (ABI. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).
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(16)

(17)

Ein wesentliches Ziel der vorliegenden Richtlinie ist es, die Resilienz des Binnenmarkts
insgesamt gegeniiber grenziiberschreitenden Steuervermeidungspraktiken zu stirken, was
nicht ausreichend erreicht werden kann, wenn die Mitgliedstaaten einzeln tétig werden.
Die nationalen Kdrperschaftsteuersysteme sind unterschiedlich, und ein eigensténdiges
Tatigwerden der Mitgliedstaaten wiirde nur die bestehende Fragmentierung des
Binnenmarkts im Bereich der direkten Steuern reproduzieren. Ineffizienz und
Verzerrungen in der Wechselwirkung unterschiedlicher nationaler Maflnahmen wiirden so
fortgeschrieben. Die Folge wire ein Mangel an Koordination. Stattdessen sollten in
Anbetracht der Tatsache, dass Ineffizienz im Binnenmarkt vor allem zu
grenziiberschreitenden Problemen fiihrt, Abhilfemalnahmen auf Unionsebene ergriffen
werden. Also miissen Losungen gefunden werden, die fiir den Binnenmarkt insgesamt
tauglich sind, was sich besser auf Unionsebene verwirklichen ldsst. Die Union kann daher
im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Européische Union niedergelegten
Subsidiarititsprinzip tétig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Grundsatz der VerhidltnismaBigkeit geht die vorliegende Richtlinie nicht iiber das zur
Erreichung des genannten Ziels erforderliche Mal} hinaus. Indem sie einen Mindestschutz
fiir den Binnenmarkt vorsieht, wird mit der Richtlinie nur das zur Erreichung dieses Ziels

erforderliche Mindestmal} an Koordination innerhalb der Union angestrebt.

Die Kommission sollte die Umsetzung dieser Richtlinie vier Jahre nach ihrem Inkrafttreten
bewerten und dem Rat dariiber Bericht erstatten. Die Mitgliedstaaten sollten der Kommis-

sion alle fiir diese Bewertung erforderlichen Informationen tibermitteln —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
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KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Anwendungsbereich

Diese Richtlinie gilt fiir alle Steuerpflichtigen, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten korper-

schaftsteuerpflichtig sind, einschlieBlich der in einem oder mehreren Mitgliedstaaten belegenen

Betriebsstitten von Unternehmen, die steuerlich in einem Drittland ansdssig sind.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

(1)

"Fremdkapitalkosten" Zinsaufwendungen fiir alle Arten von Forderungen, sonstige Kosten,
die nach nationalem Recht wirtschaftlich gleichwertig mit Zinsen und Aufwendungen im
Zusammenhang mit der Beschaffung von Kapital sind, einschlielich — unter anderem —
Zahlungen im Rahmen von Beteiligungsdarlehen, kalkulatorische Zinsen auf Instrumente
wie Wandelanleihen und Nullkuponanleihen, Betrage im Rahmen von alternativen Finan-
zierungsmodalitdten, wie sie z.B. islamische Banken praktizieren, die Finanzierungskosten
im Rahmen von Finanzierungsleasing, im Bilanzwert eines zugehorigen Vermogenswerts
enthaltene kapitalisierte Zinsen, oder die Amortisation kapitalisierter Zinsen,
gegebenenfalls Betrdge, die durch Bezugnahme auf eine Finanzierungsrendite im Rahmen
von Verrechnungspreisregelungen gemessen werden, Betrage fiktiver Zinsen im Rahmen
von Derivaten oder Hedging-Vereinbarungen im Zusammenhang mit dem Fremdkapital
eines Unternehmens, bestimmte Wechselkursgewinne und -verluste auf Fremdkapital und
Instrumente im Zusammenhang mit der Beschaffung von Kapital, Garantiegebiihren fiir
Finanzierungsvereinbarungen, Vermittlungsgebiihren und dhnliche Kosten im

Zusammenhang mit der Aufnahme von Fremdkapital;
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(2) "iberschiissige Fremdkapitalkosten" den Betrag, um den die abzugsfahigen Fremdkapital-
kosten fiir einen Steuerpflichtigen die steuerbaren Zinsertridge und sonstigen wirtschaftlich
gleichwertigen steuerbaren Ertrége iibersteigen, die der Steuerpflichtige gemif3 dem natio-

nalen Recht erhalt;

3) "Steuerzeitraum” ein Steuerjahr, Kalenderjahr oder jeden anderen sachdienlichen Zeitraum

fur steuerliche Zwecke;
(4) "verbundenes Unternehmen"

a)  ein Unternehmen, an dem der Steuerpflichtige unmittelbar oder mittelbar eine
Beteiligung in Form von Stimmrechten oder Kapital von mindestens 25 % hélt oder

bei dem er Anspruch auf mindestens 25 % der Gewinne dieses Unternehmens hat;

b)  eine Person oder ein Unternehmen, die/das unmittelbar oder mittelbar eine Beteili-
gung in Form von Stimmrechten oder Kapital von mindestens 25 % an einem
Steuerpflichtigen hélt oder Anspruch auf mindestens 25 % der Gewinne des Steuer-

pflichtigen hat;

Halt eine Person oder ein Unternehmen unmittelbar oder mittelbar eine Beteiligung von
mindestens 25 % an einem Steuerpflichtigen und an einem oder mehreren Unternehmen,
so gelten sdmtliche betroffenen Unternehmen, einschlieBlich des Steuerpflichtigen, auch

als verbundene Unternehmen.

Fiir die Zwecke des Artikels 9 wird diese Begriffsbestimmung, falls die Gestaltung eine
hybride Rechtsform beinhaltet, dahin gehend geéndert, dass die Anforderung von 25 %

durch eine Anforderung von 50 % ersetzt wird;
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(5) "Finanzunternehmen" eines der folgenden Unternehmen:

a) ein Kreditinstitut oder eine Wertpapierfirma im Sinne des Artikels 4 Absatz 1
Nummer 1 der Richtlinie 2004/39/EG des Europiischen Parlaments und des Rates'
oder ein Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFM) im Sinne des Artikels 4
Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2011/61/EU des Europdischen Parlaments und
des Rates? oder eine Verwaltungsgesellschaft fiir Organismen fiir gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren (OGAW) im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b der
Richtlinie 2009/65/EG des Europiischen Parlaments und des Rates®;

b)  ein Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 13 Nummer 1 der Richtlinie

2009/138/EG des Europdischen Parlaments und des Rates*;

! Richtlinie 2004/39/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 tiber
Mirkte fiir Finanzinstrumente, zur Anderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG
des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Européischen Parlaments und des Rates und
zur Authebung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates (ABI. L 145 vom 30.4.2004, S. 1).
Richtlinie 2011/61/EU des Europidischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 iiber
die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Anderung der Richtlinien 2003/41/EG
und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABI.
L 174 vom 1.7.2011, S. 1).

3 Richtlinie 2009/65/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen
fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 32).
Richtlinie 2009/138/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. November
2009 betreffend die Aufnahme und Ausiibung der Versicherungs- und der
Riickversicherungstétigkeit (Solvabilitét IT) (ABL L 335 vom 17.12.2009, S. 1).
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c) ein Rickversicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 13 Nummer 4 der Richt-

linie 2009/138/EG;

d) eine Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung, die in den Anwendungsbereich
der Richtlinie 2003/41/EG des Europiischen Parlaments und des Rates' fillt, es sei
denn, ein Mitgliedstaat hat nach Artikel 5 der genannten Richtlinie beschlossen,
diese auf die betroffene Einrichtung nicht oder nur teilweise anzuwenden, oder der
bevollmichtigte Vermogensverwalter einer Einrichtung der betrieblichen Alters-

versorgung im Sinne des Artikels 19 Absatz 1 dieser Richtlinie;

e) eine Einrichtung der Altersversorgung, die Altersversorgungssysteme betreibt, die
als Systeme der sozialen Sicherheit im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des
Europdischen Parlaments und des Rates® und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des
Européischen Parlaments und des Rates® gelten, sowie jede juristische Person, die fiir

die Anlagezwecke solcher Systeme gegriindet wurde;

f)  ein alternativer Investmentfonds (AIF), der von einem AIFM im Sinne des Artikels 4
Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2011/61/EU verwaltet wird, oder ein AIF, der

nach geltendem nationalen Recht beaufsichtigt wird;

g) ein OGAW im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Richtlinie 2009/65/EG;

! Richtlinie 2003/41/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 3. Juni 2003 iiber
die Tatigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen
Altersversorgung (ABI. L 235 vom 23.9.2003, S. 10).

2 Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Européischen Parlaments und des Rates vom 29. April

2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABI. L 166 vom 30.4.2004, S.

1).

Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16.

September 2009 zur Festlegung der Modalitéten fiir die Durchfiihrung der Verordnung (EG)

Nr. 883/2004 iiber die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABI. L 284 vom

30.0.2009, S. 1).

10539/2/16 REV 2 ESS/mfa 20
DGG 2B DE



(6)

(7

®)

h)  eine zentrale Gegenpartei im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates ';

1)  ein Zentralverwahrer im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung

(EU) Nr. 909/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates®;

"Ubertragung von Vermdgenswerten" den Vorgang, bei dem ein Mitgliedstaat das
Besteuerungsrecht fiir die iibertragenen Vermogenswerte verliert, wobei die Vermogens-
werte im rechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentum desselben Steuerpflichtigen

verbleiben;

"Verlegung des Steuersitzes" den Vorgang, bei dem ein Steuerpflichtiger seinen Steuersitz
in einem Mitgliedstaat aufgibt und in einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittland

steuerlich anséssig wird;

"Verlegung der von einer Betriebsstitte ausgeiibten Geschéftstatigkeit" den Vorgang, bei
dem ein Steuerpflichtiger seine steuerliche Prasenz in einem Mitgliedstaat aufgibt und in
einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittland eine solche Priasenz erwirbt, ohne in

diesem Mitgliedstaat oder Drittland steuerlich ansissig zu werden;

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli
2012 tiber OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABI. L 201 vom
27.7.2012,S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli
2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Européischen
Union und iiber Zentralverwahrer sowie zur Anderung der Richtlinien 98/26/EG und
2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 1).
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9) "hybride Gestaltung" eine Situation zwischen einem Steuerpflichtigen in einem Mitglied-
staat und einem verbundenen Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat oder eine struk-
turierte Vereinbarung zwischen Parteien in Mitgliedstaaten, in der Unterschiede bei der
rechtlichen Einordnung eines Finanzinstruments oder Unternehmens zu folgendem

Ergebnis fiihren:

a)  ein und dieselben Zahlungen, Aufwendungen oder Verluste werden sowohl in dem
Mitgliedstaat, aus dem die Zahlungen stammen bzw. in dem die Aufwendungen oder
Verluste angefallen sind, als auch in einem anderen Mitgliedstaat abgezogen

("doppelter Abzug"), oder

b)  eine Zahlung wird in dem Mitgliedstaat, aus dem sie stammt, abgezogen, ohne dass
im anderen Mitgliedstaat eine entsprechende Besteuerung derselben Zahlung erfolgt

("Abzug bei gleichzeitiger Nichtbesteuerung").

Artikel 3

Mindestschutzniveau

Diese Richtlinie verhindert nicht die Anwendung nationaler oder vertraglicher Bestimmungen zur
Wahrung eines hoheren Malles an Schutz der inldndischen Korperschaftsteuerbemessungs-

grundlagen.
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)

KAPITEL 11
MASSNAHMEN
ZUR BEKAMPFUNG DER STEUERVERMEIDUNG

Artikel 4
Begrenzung der Abzugsfihigkeit von Zinszahlungen

Uberschiissige Fremdkapitalkosten sind in dem Steuerzeitraum, in dem sie anfallen, nur bis
zu 30 % des Ergebnisses des Steuerpflichtigen vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen

(EBITDA) abzugsfihig.

Fiir die Zwecke dieses Artikels konnen Mitgliedstaaten auch Folgende als Steuerpflichtige
behandeln:

a)  ein Unternehmen, das die Vorschriften im Namen einer Gruppe gemif der Defi-

nition nach nationalem Steuerrecht anwenden darf oder muss;

b) ein Unternehmen in einer Gruppe gemal der Definition nach nationalem Steuerrecht,
die keine Konsolidierung der Ergebnisse ihrer Mitglieder zu Steuerzwecken

vornimmt.

Unter diesen Umstidnden konnen die iiberschiissigen Fremdkapitalkosten und das EBITDA
auf der Ebene der Gruppe berechnet werden und umfassen die Ergebnisse sdmtlicher Mit-

glieder der Gruppe.

Das EBITDA wird berechnet, indem zu dem Einkommen, das im Mitgliedstaat des Steuer-
pflichtigen der Korperschaftsteuer unterliegt, die fiir steuerliche Zwecke bereinigten
Betrige fiir tiberschiissige Fremdkapitalkosten sowie die fiir steuerliche Zwecke
bereinigten Betrige fiir Abschreibungen wieder hinzuaddiert werden. Steuerfreie Einkiinfte

werden im EBITDA eines Steuerpflichtigen nicht beriicksichtigt.
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3)

4

Abweichend von Absatz 1 kann dem Steuerpflichtigen Folgendes gewihrt werden:

a)  das Recht auf Abzug der iiberschiissigen Fremdkapitalkosten in Héhe von bis zu

3 000 000 EUR;

b)  das Recht auf vollstdndigen Abzug der iiberschiissigen Fremdkapitalkosten, sofern es

sich bei dem Steuerpflichtigen um ein eigenstdndiges Unternehmen handelt.

Fiir die Zwecke von Absatz 1 Unterabsatz 2 gilt der Betrag von 3 000 000 EUR fiir die
gesamte Gruppe.

Fiir die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b bezeichnet der Ausdruck "eigenstindiges
Unternehmen" einen Steuerpflichtigen, der nicht Teil einer zu Rechnungslegungszwecken
konsolidierten Gruppe ist und der weder iiber ein verbundenes Unternehmen noch iiber

eine Betriebsstitte verfiigt.

Die Mitgliedstaaten kdnnen aus dem Anwendungsbereich von Absatz 1 iiberschiissige

Fremdkapitalkosten ausnehmen, die

a) fiir Darlehen anfallen, die vor dem 17. Juni 2016 geschlossen wurden, wobei sich der

Ausschluss jedoch nicht auf etwaige spitere Anderungen dieser Darlehen erstreckt;

b)  im Rahmen von Darlehen anfallen, die zur Finanzierung langfristiger 6ffentlicher
Infrastrukturprojekte verwendet werden, bei denen der Projektbetreiber, die Fremd-

kapitalkosten, die Vermogenswerte und die Einkiinfte alle in der Union belegen sind.

Fiir die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b bezeichnet der Ausdruck "langfristiges
offentliches Infrastrukturprojekt" ein Projekt zur Bereitstellung, zum Ausbau, zum Betrieb
und/oder zur Erhaltung eines umfangreichen Vermogenswerts, der von einem Mitgliedstaat

als im allgemeinen offentlichen Interesse stehend betrachtet wird.
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Findet Buchstabe b Unterabsatz 1 Anwendung, so werden alle Einkiinfte aus einem
langfristigen 6ffentlichen Infrastrukturprojekt aus dem EBITDA des Steuerpflichtigen
ausgenommen, und alle ausgenommenen iiberschiissigen Fremdkapitalkosten werden nicht
in die tiberschiissigen Fremdkapitalkosten der Gruppe gegeniiber Dritten im Sinne von

Absatz 5 Buchstabe b einbezogen.

&) Ist der Steuerpflichtige zu Rechnungslegungszwecken ein Mitglied einer konsolidierten

Gruppe, so kann ihm das Recht auf Folgendes gewdhrt werden:

a)  entweder vollstindiger Abzug seiner iliberschiissigen Fremdkapitalkosten, wenn er
nachweisen kann, dass das Verhiltnis zwischen seinem Eigenkapital und seinen
Gesamtvermogenswerten gleich hoch oder hoher ist als das entsprechende Verhiltnis

auf Ebene der Gruppe, wobei folgende Bedingungen gelten:

1) Das Verhiltnis zwischen Eigenkapital und Gesamtvermdgenswerten des
Steuerpflichtigen gilt als gleich hoch wie das entsprechende Verhiltnis auf
Ebene der Gruppe, wenn das Verhiltnis zwischen seinem Eigenkapital und

seinen Gesamtvermogenswerten bis zu zwei Prozentpunkte darunter liegt; und

i1)  alle Vermogenswerte und Verbindlichkeiten werden nach derselben Methode

bewertet wie in den in Absatz 8 genannten konsolidierten Abschliissen;
oder

b)  Abzug eines hoheren Betrags an i{iberschiissigen Fremdkapitalkosten, als ihm nach
Absatz 1 gewéhrt wiirde. Diese hohere Obergrenze der Abzugsfahigkeit
tiberschiissiger Fremdkapitalkosten bezieht sich auf die zu
Rechnungslegungszwecken konsolidierte Gruppe, deren Mitglied der

Steuerpflichtige ist, und wird in zwei Schritten berechnet:

1)  Zunéchst wird das Verhiltnis der Gruppe ermittelt, indem die iiberschiissigen
Fremdkapitalkosten der Gruppe gegeniiber Dritten durch das EBITDA der

Gruppe geteilt werden; und
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i1)  anschlieBend wird das Verhiltnis der Gruppe mit dem geméf Absatz 2 berech-
neten EBITDA des Steuerpflichtigen multipliziert.

(6) Der Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen kann entweder Vorschriften vorsehen

a)  fiir den zeitlich unbegrenzten Vortrag der iiberschiissigen Fremdkapitalkosten, die im
laufenden Steuerzeitraum nicht gemifB den Absitzen 1 bis 5 abgezogen werden

konnen,

b)  fiir den zeitlich unbegrenzten Vortrag oder den auf hochstens drei Jahre begrenzten
Riicktrag der tiberschiissigen Fremdkapitalkosten, die im laufenden Steuerzeitraum

nicht gemél den Absétzen 1 bis 5 abgezogen werden konnen, oder

c) fiir den zeitlich unbegrenzten Vortrag der iiberschiissigen Fremdkapitalkosten
und den auf hochstens filinf Jahre begrenzten Vortrag des ungenutzten Zins-
abzugspotenzials, die/das im laufenden Steuerzeitraum nicht gemill den Absitzen 1

bis 5 abgezogen werden kdnnen/kann.

(7 Die Mitgliedstaaten konnen Finanzunternehmen aus dem Anwendungsbereich der
Absitze 1 bis 6 ausnehmen, selbst wenn diese Finanzunternehmen Teil einer zu

Rechnungslegungszwecken konsolidierten Gruppe sind.

(8) Fiir die Zwecke dieses Artikels umfasst die zu Rechnungslegungszwecken konsolidierte
Gruppe alle Unternehmen, die vollstindig in konsolidierte Abschliisse geméf den Inter-
nationalen Rechnungslegungsstandards (IFRS) oder dem nationalen Finanzberichtssystem
eines Mitgliedstaats einbezogen sind. Der Steuerpflichtige kann das Recht erhalten, nach

anderen Rechnungslegungsstandards erstellte konsolidierte Abschliisse zu verwenden.

10539/2/16 REV 2 ESS/mfa 26
DGG 2B DE



(1

Artikel 5

Ubertragung von Vermégenswerten und Wegzugsbesteuerung

Der Steuerpflichtige wird in Hohe eines Betrags besteuert, der dem Marktwert der

Vermogenswerte zum Zeitpunkt der Ubertragung oder des Wegzugs abziiglich ihres

steuerlichen Werts entspricht, wenn einer der folgenden Umstidnde gegeben ist:

a)

b)

d)

Der Steuerpflichtige libertragt Vermdégenswerte von seinem Hauptsitz an seine in
einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland belegene Betriebsstitte, inso-
fern als der Mitgliedstaat des Hauptsitzes aufgrund der Ubertragung nicht mehr das

Besteuerungsrecht fiir die iibertragenen Vermogenswerte hat.

Der Steuerpflichtige libertragt Vermdgenswerte von seiner in einem Mitgliedstaat
belegenen Betriebsstétte an seinen Hauptsitz oder an eine andere Betriebsstitte in
einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland, insofern als der Mitgliedstaat
der Betriebsstitte aufgrund der Ubertragung nicht mehr das Besteuerungsrecht fiir

die libertragenen Vermogenswerte hat.

Der Steuerpflichtige verlegt seinen Steuersitz in einen anderen Mitgliedstaat oder in
ein Drittland, mit Ausnahme jener Vermdgenswerte, die tatsdchlich weiterhin einer

Betriebsstitte im vorigen Mitgliedstaat zuzurechnen sind.

Der Steuerpflichtige libertragt die von seiner Betriebsstétte ausgeiibte Geschifts-
titigkeit von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat oder in ein Dritt-
land, insofern als der Mitgliedstaat der Betriebsstitte aufgrund der Ubertragung nicht

mehr das Besteuerungsrecht fiir die iibertragenen Vermdgenswerte hat.
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2

3)

Der Steuerpflichtige erhélt das Recht, die Zahlung einer Steuer auf die entstandene

Wertsteigerung oder einer Wegzugsteuer nach Absatz 1 durch Teilzahlungen, die iiber fiinf

Jahre erfolgen, aufzuschieben, wenn einer der folgenden Umstinde vorliegt:

a)

b)

d)

Der Steuerpflichtige iibertragt Vermdgenswerte von seinem Hauptsitz an seine in
einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland, das Vertragspartei des
Abkommens tliber den Europdischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ist,

belegene Betriebsstitte.

Der Steuerpflichtige iibertrdgt Vermdgenswerte von seiner in einem Mitgliedstaat
belegenen Betriebsstétte an seinen Hauptsitz oder an eine andere Betriebsstitte in
einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland, das Vertragspartei des EWR-

Abkommens ist.

Der Steuerpflichtige verlegt seinen Steuersitz in einen anderen Mitgliedstaat oder in

ein Drittland, das Vertragspartei des EWR-Abkommens ist.

Der Steuerpflichtige verlegt die von seiner Betriebsstitte ausgeiibte Geschéftstitig-
keit in einen anderen Mitgliedstaat oder in ein Drittland, das Vertragspartei des

EWR-Abkommens ist.

Dieser Absatz gilt flir Drittlinder, die Vertragspartei des EWR-Abkommens sind, sofern

sie ein Abkommen mit dem Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen oder mit der Union iiber

eine mit der in der Richtlinie 2010/24/EU des Rates' vorgesehenen Amtshilfe

gleichwertige Amtshilfe bei der Beitreibung von Steuerforderungen geschlossen haben.

Schiebt ein Steuerpflichtiger die Zahlung gemil Absatz 2 auf, so konnen gemil3 den

Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats des Steuerpflichtigen oder der Betriebsstitte je nach

Fall Zinsen erhoben werden.

Richtlinie 2010/24/EU des Rates vom 16. Mirz 2010 iiber die Amtshilfe bei der Beitreibung
von Forderungen in Bezug auf bestimmte Steuern, Abgaben und sonstige Maflnahmen (ABI.
L 84 vom 31.3.2010, S. 1).
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Bei nachweislichem und tatsidchlichem Risiko, dass die Steuer nicht eingezogen werden

kann, kann der Zahlungsaufschub geméfl Absatz 2 von einer Sicherheitsleistung des

Steuerpflichtigen abhédngig gemacht werden.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn das im Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen oder der

Betriebsstitte geltende Recht die Moglichkeit vorsieht, die Steuerschuld bei einem anderen

Steuerpflichtigen, der Mitglied derselben Gruppe und in diesem Mitgliedstaat steuerlich

ansissig ist, einzuziehen.

(4) Findet Absatz 2 Anwendung, so wird der Zahlungsaufschub umgehend beendet und die

geschuldete Steuer wird einziehbar, wenn

a) die iibertragenen Vermogenswerte oder die von der Betriebsstétte des Steuer-
pflichtigen ausgetibte Geschiftstitigkeit verkauft oder auf andere Weise verduf3ert
werden;

b) die libertragenen Vermogenswerte anschlieBend in ein Drittland verlagert werden;

c) der Steuersitz des Steuerpflichtigen oder die von seiner Betriebsstitte ausgeiibte
Geschiftstatigkeit anschliefend in ein Drittland verlegt wird;

d)  der Steuerpflichtige Insolvenz anmeldet oder abgewickelt wird;

e)  der Steuerpflichtige seinen Verpflichtungen im Zusammenhang mit den Teil-
zahlungen nicht nachkommt und {iber einen angemessenen Zeitraum, der zwolf
Monate nicht iiberschreiten darf, keine Abhilfe fiir seine Situation schafft.
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)

(6)

(7

Die Buchstaben b und ¢ gelten nicht fiir Drittlinder, die Vertragspartei des EWR-
Abkommens sind, sofern sie ein Abkommen mit dem Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen
oder mit der Union {iber eine mit der in der Richtlinie 2010/24/EU vorgesehenen Amtshilfe

gleichwertige Amtshilfe bei der Beitreibung von Steuerforderungen geschlossen haben.

Bei der Ubertragung von Vermdgenswerten oder der Verlagerung des Steuersitzes oder der
von der Betriebsstitte ausgeiibten Geschiftstétigkeit in einen anderen Mitgliedstaat erkennt
dieser Mitgliedstaat den Wert an, den der Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen oder der
Betriebsstitte als Ausgangswert der Vermogenswerte fiir steuerliche Zwecke festgesetzt

hat, es sei denn dieser spiegelt nicht den Marktwert wider.

Fiir die Zwecke der Absitze 1 bis 5 ist der "Marktwert" der Betrag, fiir den zwischen
vertragswilligen unabhéngigen Kéufern und Verkdufern in einer direkten Transaktion Ver-

mogenswerte ausgetauscht oder gegenseitige Verpflichtungen abgerechnet werden kdnnen.

Sollen die Vermdgenswerte innerhalb einer Frist von zwolf Monaten wieder in den
Mitgliedstaat des Ubertragenden zuriickgefiihrt werden, gilt dieser Artikel nicht fiir Uber-
tragungen von Vermogenswerten im Zusammenhang mit der Wertpapierfinanzierung, fiir
als Sicherheiten gestellte Vermdgenswerte oder fiir den Fall, dass die Ubertragung von
Vermogenswerten zur Erfiillung von aufsichtsrechtlichen Eigenkapitalanforderungen oder

fiir Zwecke des Liquiditditsmanagements erfolgt.
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2

3)

(1)

Artikel 6

Allgemeine Vorschrift zur Verhinderung von Missbrauch

Liegt unter Beriicksichtigung aller relevanten Fakten und Umstdnde eine unangemessene
Gestaltung oder eine unangemessene Abfolge von Gestaltungen vor, bei der der
wesentliche Zweck oder einer der wesentlichen Zwecke darin besteht, einen steuerlichen
Vorteil zu erlangen, der dem Ziel oder Zweck des geltenden Steuerrechts zuwiderlauft, so
beriicksichtigen die Mitgliedstaaten diese bei der Berechnung der
Korperschaftsteuerschuld nicht. Eine Gestaltung kann mehr als einen Schritt oder Teil

umfassen.

Fiir die Zwecke von Absatz 1 gilt eine Gestaltung oder eine Abfolge solcher Gestaltungen
in dem Umfang als unangemessen, als sie nicht aus triftigen wirtschaftlichen Griinden

vorgenommen wurde, die die wirtschaftliche Realitét widerspiegeln.

Bleiben Gestaltungen oder eine Abfolge solcher Gestaltungen gemif3 Absatz 1 unbertick-

sichtigt, so wird die Steuerschuld im Einklang mit nationalem Recht berechnet.

Artikel 7

Vorschrift fiir beherrschte auslindische Unternehmen

Der Mitgliedstaat eines Steuerpflichtigen behandelt Unternehmen oder Betriebsstétten,
deren Gewinne in diesem Mitgliedstaat nicht der Steuer unterliegen oder steuerbefreit sind,
als beherrschtes auslidndisches Unternehmen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfiillt

sind:

a)  Im Falle eines Unternehmens hilt der Steuerpflichtige selbst oder zusammen mit
seinen verbundenen Unternehmen unmittelbar oder mittelbar mehr als 50 % der
Stimmrechte oder hélt unmittelbar oder mittelbar mehr als 50 % des Kapitals oder

hat Anspruch auf mehr als 50 % der Gewinne dieses Unternehmens; und
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b)  die von dem Unternehmen oder der Betriebsstitte tatsdchlich entrichtete
Korperschaftsteuer auf seine bzw. ihre Gewinne ist niedriger als die Differenz
zwischen der Korperschaftsteuer, die nach der geltenden Korperschaftsteuerregelung
im Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen fiir das Unternehmen oder die Betriebsstitte
erhoben worden wire, und der von dem Unternehmen oder der Betriebsstétte tat-

sdchlich entrichteten Korperschaftsteuer auf seine bzw. ihre Gewinne.

Fiir die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b wird die Betriebsstitte eines beherrschten
ausldndischen Unternehmens, die im Steuergebiet des beherrschten ausldndischen Unter-
nehmens nicht der Steuer unterliegt oder steuerbefreit ist, nicht bertiicksichtigt. Zudem ist
unter der Korperschaftsteuer, die in dem Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen erhoben
worden wire, die Korperschaftsteuer zu verstehen, wie sie gemal den Vorschriften des

Mitgliedstaats des Steuerpflichtigen berechnet wird.

(2) Wird ein Unternehmen oder eine Betriebsstitte als beherrschtes ausldndisches
Unternehmen gemal3 Absatz 1 behandelt, so wird im Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen

Folgendes in die Steuerbemessungsgrundlage einbezogen:

a) die nicht ausgeschiitteten Einkiinfte des Unternehmens oder die Einkiinfte der

Betriebsstitte aus folgenden Kategorien:

1)  Zinsen oder sonstige Einkiinfte aus Finanzanlagevermdgen,;

i1)  Lizenzgebiihren oder sonstige Einkiinfte aus geistigem Eigentum;
ii1)  Dividenden und Einkiinfte aus der VerduBBerung von Anteilen;

iv)  Einkiinfte aus Finanzierungsleasing;

v)  Einkiinfte aus Téatigkeiten von Versicherungen und Banken und aus anderen

finanziellen Tatigkeiten;

10539/2/16 REV 2 ESS/mfa 32
DGG 2B DE



vi)  Einkiinfte von Abrechnungsunternehmen, die Einkiinfte aus dem Verkauf von
Waren und der Erbringung von Dienstleistungen erzielen, die von verbundenen
Unternehmen erworben oder an diese verkauft werden, und keinen oder nur

geringen wirtschaftlichen Mehrwert bringen;

Dieser Buchstabe findet keine Anwendung, wenn das beherrschte auslandische
Unternehmen, gestiitzt auf Personal, Ausstattung, Vermogenswerte und
Réaumlichkeiten eine wesentliche wirtschaftliche Tétigkeit ausiibt, wie durch

relevante Fakten und Umstdnde nachgewiesen.

Ist das beherrschte auslédndische Unternehmen in einem Drittland anséssig oder
belegen, das keine Vertragspartei des EWR-Abkommens ist, so kdnnen die

Mitgliedstaaten beschlieen, Unterabsatz 2 nicht anzuwenden.
oder

b)  die nicht ausgeschiitteten Einkiinfte des Unternehmens oder der Betriebsstitte aus
unangemessenen Gestaltungen, deren wesentlicher Zweck darin besteht, einen

steuerlichen Vorteil zu erlangen.

Fiir Zwecke dieses Buchstabens gilt eine Gestaltung oder eine Abfolge von
Gestaltungen als unangemessen, sofern das Unternehmen oder die Betriebsstitte
nicht selbst Eigentlimer der Vermogenswerte wire oder die Risiken, aus denen seine
gesamten Einkiinfte oder Teile davon erzielt werden, nicht eingegangen wére, wenn
es nicht von einer Gesellschaft beherrscht wiirde, deren Entscheidungstriger die fiir
diese Vermogenswerte und Risiken relevanten Aufgaben ausfiihren, die fiir die

Erzielung der Einkiinfte des beherrschten Unternechmens ausschlaggebend sind.
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3)

4)

Wird die Steuerbemessungsgrundlage eines Steuerpflichtigen nach den Vorschriften eines
Mitgliedstaats gemil3 Absatz 2 Buchstabe a berechnet, so kann der Mitgliedstaat sich dafiir
entscheiden, ein Unternehmen oder eine Betriebsstétte nicht als beherrschtes ausldandisches
Unternehmen gemif Absatz 1 zu behandeln, wenn ein Drittel oder weniger der Einkiinfte
des Unternehmens oder der Betriebsstitte in eine der Kategorien unter Absatz 2

Buchstabe a fallt.

Wird die Steuerbemessungsgrundlage eines Steuerpflichtigen nach den Vorschriften eines
Mitgliedstaats gemél Absatz 2 Buchstabe a berechnet, so kann der Mitgliedstaat sich dafiir
entscheiden, Finanzunternehmen nicht als beherrschte auslandische Unternehmen zu
behandeln, wenn ein Drittel oder weniger der Einkiinfte des Unternehmens aus den
Kategorien unter Absatz 2 Buchstabe a aus Transaktionen mit dem Steuerpflichtigen oder

seinen verbundenen Unternehmen stammt.

Die Mitgliedstaaten konnen Unternehmen oder Betriebsstitten vom Anwendungsbereich

des Absatzes 2 Buchstabe b ausnehmen,

a)  deren Buchgewinne 750 000 EUR und deren nicht kommerzielle Einkiinfte
75 000 EUR nicht iibersteigen; oder

b)  deren Buchgewinne nicht mehr als 10 % ihrer betrieblichen Aufwendungen fiir den

Steuerzeitraum ausmachen.

Fiir Zwecke des Unterabsatzes 1 Buchstabe b diirfen die betrieblichen Aufwendungen
weder die Kosten der Waren, die au3erhalb des Landes verkauft wurden, in dem das
Unternehmen/die Betriebsstétte fiir Steuerzwecke anséssig bzw. belegen ist, noch

Zahlungen an verbundene Unternehmen einschlie3en.
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2

3)

“4)

)

Artikel 8

Berechnung der Einkiinfte eines beherrschten ausldndischen Unternehmens

Findet Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a Anwendung, so werden die in die
Steuerbemessungsgrundlage des Steuerpflichtigen einzubeziehenden Einkiinfte nach den
Korperschaftsteuervorschriften des Mitgliedstaats, in dem der Steuerpflichtige steuerlich
ansdssig oder belegen ist, berechnet. Verluste des Unternehmens oder der Betriebsstitte
werden nicht in die Steuerbemessungsgrundlage einbezogen, sondern kdnnen geméif
nationalem Recht vorgetragen und in den nachfolgenden Steuerzeitrdumen beriicksichtigt

werden.

Findet Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b Anwendung, so sind die in die Steuerbemessungs-
grundlage des Steuerpflichtigen einzubeziehenden Einkiinfte auf Betrége begrenzt, die
durch Vermogenswerte und Risiken erzielt werden, die mit den Aufgaben von
Entscheidungstrigern zusammenhéngen, die von der beherrschenden Gesellschaft
ausgefiihrt werden. Die Zurechnung der Einkiinfte eines beherrschten auslandischen

Unternehmens erfolgt nach dem Fremdvergleichsgrundsatz.

Die in die Steuerbemessungsgrundlage einzubeziehenden Einkiinfte werden anteilig zu der
vom Steuerpflichtigen an dem Unternehmen gehaltenen Beteiligung im Sinne von

Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a berechnet.

Die Einkiinfte werden in den Steuerzeitraum des Steuerpflichtigen einbezogen, in dem das

Steuerjahr des Unternehmens endet.

Schiittet das Unternehmen an den Steuerpflichtigen Gewinne aus und werden diese ausge-
schiitteten Gewinne in die steuerpflichtigen Einkiinfte des Steuerpflichtigen einbezogen, so
werden die Einkiinfte, die zuvor gemif Artikel 7 in die Steuerbemessungsgrundlage einbe-
zogen waren, bei der Berechnung des Betrags der auf die ausgeschiitteten Gewinne zu
erhebenden Steuer von der Bemessungsgrundlage abgezogen, um eine Doppelbesteuerung

auszuschlief3en.
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(7

(M

2

VerauBert der Steuerpflichtige seine Beteiligung an dem Unternehmen oder eine von seiner
Betriebsstétte ausgeiibte Geschéftstitigkeit und wurde ein Teil der Erlose aus der Verdul3e-
rung zuvor gemaf Artikel 7 in die Steuerbemessungsgrundlage einbezogen, so wird dieser
Betrag bei der Berechnung des Betrags der auf diese Erlose zu erhebenden Steuer von der

Bemessungsgrundlage abgezogen, um eine Doppelbesteuerung auszuschlieen.

Der Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen l4sst einen Abzug der von dem Unternehmen oder
der Betriebsstitte entrichteten Steuer von der Steuerschuld des Steuerpflichtigen in dem
Land seines Steuersitzes oder Steuerstandorts zu. Der Abzug wird nach den nationalen

Rechtsvorschriften berechnet.
Artikel 9
Hybride Gestaltungen

Soweit eine hybride Gestaltung zu einem doppelten Abzug fiihrt, wird der Abzug nur in

dem Mitgliedstaat gewihrt, aus dem die entsprechende Zahlung stammt.

Soweit eine hybride Gestaltung zu einem Abzug bei gleichzeitiger Nichtbesteuerung fiihrt,
verweigert der Mitgliedstaat des Zahlenden den Abzug der entsprechenden Zahlung.
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KAPITEL III
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 10
Uberpriifung

Die Kommission bewertet die Umsetzung dieser Richtlinie, insbesondere die Wirkung des
Artikels 4, bis zum ... [vier Jahre nach ihrem Inkrafttreten dieser Richtlinie] und erstattet
dem Rat dariiber Bericht. Dem Bericht der Kommission wird gegebenenfalls ein

Gesetzgebungsvorschlag beigefiigt.

Die Mitgliedstaaten libermitteln der Kommission alle Informationen, die fiir eine

Bewertung der Umsetzung dieser Richtlinie erforderlich sind.

Die in Artikel 11 Absatz 6 genannten Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission vor
dem 1. Juli 2017 alle Informationen, die erforderlich sind, um die Wirksamkeit der
nationalen gezielten Vorschriften zur Verhiitung von Risiken der Gewinnverkiirzung und

Gewinnverlagerung (Base Erosion and Profit Shifting —-BEPS) zu bewerten.

Artikel 11

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten erlassen und verdffentlichen bis zum 31. Dezember 2018 die Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen.

Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit.
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3)

“4)
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Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Januar 2019 an.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften
selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Verdffentlichung auf diese Richtlinie

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen

Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Wird in dieser Richtlinie ein Geldbetrag in Euro (EUR) angegeben, so konnen sich die
Mitgliedstaaten, deren Wéhrung nicht der Euro ist, dafiir entscheiden, den Gegenwert in

der Landeswihrung bis zum ... [Tag der Annahme dieser Richtlinie] zu berechnen.

Abweichend von Artikel 5 Absatz 2 darf Estland, solange es keine Besteuerung nicht
ausgeschiitteter Gewinne vornimmt, eine Ubertragung von Vermdgenswerten in monetirer
oder nicht monetirer Form, einschlielich in Form von Bargeld, von einer in Estland
belegenen Betriebsstétte an einen Hauptsitz oder eine andere in einem anderen
Mitgliedstaat oder in einem Drittland, das Vertragspartei des Abkommens iiber den
Europiischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ist, belegene Betriebsstitte als
Gewinnausschiittung betrachten und Einkommensteuer erheben, ohne den Steuerzahlern

das Recht zum Aufschub der Zahlung dieser Steuer einzurdumen.

Abweichend von Absatz 1 erlassen und verdffentlichen die Mitgliedstaaten bis zum
31. Dezember 2019 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um
Artikel 5 nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser

Vorschriften mit.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Januar 2020 an.
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Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften
selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Verdffentlichung auf diese Richtlinie

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(6) Abweichend von Artikel 4 diirfen Mitgliedstaaten, die zum ... [Zeitpunkt des Inkrafitretens
dieser Richtlinie] iiber nationale gezielte Vorschriften zur Verhiitung von BEPS verfiigen,
die gleichermallen wirksam sind wie die Zinsschranke nach dieser Richtlinie, diese
gezielten Vorschriften bis zum Ende des ersten abgeschlossenen Steuerjahres, das auf den
Tag folgt, an dem die Vereinbarung zwischen den Mitgliedern der OECD {iber einen
Mindeststandard in Bezug auf den BEPS-Aktionspunkt 4 auf der amtlichen Website

veroffentlicht wird, spétestens aber bis zum 1. Januar 2024 anwenden.
Artikel 12
Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Euro-
pdischen Union in Kraft.
Artikel 13
Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu ...

Im Namen des Rates

Der Prdisident
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	a) ein Unternehmen, an dem der Steuerpflichtige unmittelbar oder mittelbar eine Beteiligung in Form von Stimmrechten oder Kapital von mindestens 25 % hält oder bei dem er Anspruch auf mindestens 25 % der Gewinne dieses Unternehmens hat;
	b) eine Person oder ein Unternehmen, die/das unmittelbar oder mittelbar eine Beteiligung in Form von Stimmrechten oder Kapital von mindestens 25 % an einem Steuerpflichtigen hält oder Anspruch auf mindestens 25 % der Gewinne des Steuerpflichtigen hat;
	Hält eine Person oder ein Unternehmen unmittelbar oder mittelbar eine Beteiligung von mindestens 25 % an einem Steuerpflichtigen und an einem oder mehreren Unternehmen, so gelten sämtliche betroffenen Unternehmen, einschließlich des Steuerpflichtigen,...
	Für die Zwecke des Artikels 9 wird diese Begriffsbestimmung, falls die Gestaltung eine hybride Rechtsform beinhaltet, dahin gehend geändert, dass die Anforderung von 25 % durch eine Anforderung von 50 % ersetzt wird;
	a) ein Kreditinstitut oder eine Wertpapierfirma im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 1 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates4F  oder ein Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFM) im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Bu...
	b) ein Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 13 Nummer 1 der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates7F ;
	c) ein Rückversicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 13 Nummer 4 der Richtlinie 2009/138/EG;
	d) eine Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/41/EG des Europäischen Parlaments und des Rates8F  fällt, es sei denn, ein Mitgliedstaat hat nach Artikel 5 der genannten Richtlinie beschlossen, ...
	e) eine Einrichtung der Altersversorgung, die Altersversorgungssysteme betreibt, die als Systeme der sozialen Sicherheit im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates9F  und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Eu...
	f) ein alternativer Investmentfonds (AIF), der von einem AIFM im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2011/61/EU verwaltet wird, oder ein AIF, der nach geltendem nationalen Recht beaufsichtigt wird;
	g) ein OGAW im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Richtlinie 2009/65/EG;
	h) eine zentrale Gegenpartei im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 11F ;
	i) ein Zentralverwahrer im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates12F ;
	a) ein und dieselben Zahlungen, Aufwendungen oder Verluste werden sowohl in dem Mitgliedstaat, aus dem die Zahlungen stammen bzw. in dem die Aufwendungen oder Verluste angefallen sind, als auch in einem anderen Mitgliedstaat abgezogen ("doppelter Abzu...
	b) eine Zahlung wird in dem Mitgliedstaat, aus dem sie stammt, abgezogen, ohne dass im anderen Mitgliedstaat eine entsprechende Besteuerung derselben Zahlung erfolgt ("Abzug bei gleichzeitiger Nichtbesteuerung").
	Für die Zwecke dieses Artikels können Mitgliedstaaten auch Folgende als Steuerpflichtige behandeln:
	a) ein Unternehmen, das die Vorschriften im Namen einer Gruppe gemäß der Definition nach nationalem Steuerrecht anwenden darf oder muss;
	b) ein Unternehmen in einer Gruppe gemäß der Definition nach nationalem Steuerrecht, die keine Konsolidierung der Ergebnisse ihrer Mitglieder zu Steuerzwecken vornimmt.
	Unter diesen Umständen können die überschüssigen Fremdkapitalkosten und das EBITDA auf der Ebene der Gruppe berechnet werden und umfassen die Ergebnisse sämtlicher Mitglieder der Gruppe.
	a) das Recht auf Abzug der überschüssigen Fremdkapitalkosten in Höhe von bis zu 3 000 000 EUR;
	b) das Recht auf vollständigen Abzug der überschüssigen Fremdkapitalkosten, sofern es sich bei dem Steuerpflichtigen um ein eigenständiges Unternehmen handelt.
	Für die Zwecke von Absatz 1 Unterabsatz 2 gilt der Betrag von 3 000 000 EUR für die gesamte Gruppe.
	Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b bezeichnet der Ausdruck "eigenständiges Unternehmen" einen Steuerpflichtigen, der nicht Teil einer zu Rechnungslegungszwecken konsolidierten Gruppe ist und der weder über ein verbundenes Unternehmen noch üb...
	a) für Darlehen anfallen, die vor dem 17. Juni 2016 geschlossen wurden, wobei sich der Ausschluss jedoch nicht auf etwaige spätere Änderungen dieser Darlehen erstreckt;
	b) im Rahmen von Darlehen anfallen, die zur Finanzierung langfristiger öffentlicher Infrastrukturprojekte verwendet werden, bei denen der Projektbetreiber, die Fremdkapitalkosten, die Vermögenswerte und die Einkünfte alle in der Union belegen sind.
	Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b bezeichnet der Ausdruck "langfristiges öffentliches Infrastrukturprojekt" ein Projekt zur Bereitstellung, zum Ausbau, zum Betrieb und/oder zur Erhaltung eines umfangreichen Vermögenswerts, der von einem Mi...
	Findet Buchstabe b Unterabsatz 1 Anwendung, so werden alle Einkünfte aus einem langfristigen öffentlichen Infrastrukturprojekt aus dem EBITDA des Steuerpflichtigen ausgenommen, und alle ausgenommenen überschüssigen Fremdkapitalkosten werden nicht in ...
	a) entweder vollständiger Abzug seiner überschüssigen Fremdkapitalkosten, wenn er nachweisen kann, dass das Verhältnis zwischen seinem Eigenkapital und seinen Gesamtvermögenswerten gleich hoch oder höher ist als das entsprechende Verhältnis auf Ebene ...
	i) Das Verhältnis zwischen Eigenkapital und Gesamtvermögenswerten des Steuerpflichtigen gilt als gleich hoch wie das entsprechende Verhältnis auf Ebene der Gruppe, wenn das Verhältnis zwischen seinem Eigenkapital und seinen Gesamtvermögenswerten bis z...
	ii) alle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten werden nach derselben Methode bewertet wie in den in Absatz 8 genannten konsolidierten Abschlüssen;

	oder
	b) Abzug eines höheren Betrags an überschüssigen Fremdkapitalkosten, als ihm nach Absatz 1 gewährt würde. Diese höhere Obergrenze der Abzugsfähigkeit überschüssiger Fremdkapitalkosten bezieht sich auf die zu Rechnungslegungszwecken konsolidierte Grupp...
	i) Zunächst wird das Verhältnis der Gruppe ermittelt, indem die überschüssigen Fremdkapitalkosten der Gruppe gegenüber Dritten durch das EBITDA der Gruppe geteilt werden; und
	ii) anschließend wird das Verhältnis der Gruppe mit dem gemäß Absatz 2 berechneten EBITDA des Steuerpflichtigen multipliziert.

	a) für den zeitlich unbegrenzten Vortrag der überschüssigen Fremdkapitalkosten, die im laufenden Steuerzeitraum nicht gemäß den Absätzen 1 bis 5 abgezogen werden können,
	b) für den zeitlich unbegrenzten Vortrag oder den auf höchstens drei Jahre begrenzten Rücktrag der überschüssigen Fremdkapitalkosten, die im laufenden Steuerzeitraum nicht gemäß den Absätzen 1 bis 5 abgezogen werden können, oder
	c) für den zeitlich unbegrenzten Vortrag der überschüssigen Fremdkapitalkosten und den auf höchstens fünf Jahre begrenzten Vortrag des ungenutzten Zinsabzugspotenzials, die/das im laufenden Steuerzeitraum nicht gemäß den Absätzen 1 bis 5 abgezogen we...
	a) Der Steuerpflichtige überträgt Vermögenswerte von seinem Hauptsitz an seine in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland belegene Betriebsstätte, insofern als der Mitgliedstaat des Hauptsitzes aufgrund der Übertragung nicht mehr das Best...
	b) Der Steuerpflichtige überträgt Vermögenswerte von seiner in einem Mitgliedstaat belegenen Betriebsstätte an seinen Hauptsitz oder an eine andere Betriebsstätte in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland, insofern als der Mitgliedstaat d...
	c) Der Steuerpflichtige verlegt seinen Steuersitz in einen anderen Mitgliedstaat oder in ein Drittland, mit Ausnahme jener Vermögenswerte, die tatsächlich weiterhin einer Betriebsstätte im vorigen Mitgliedstaat zuzurechnen sind.
	d) Der Steuerpflichtige überträgt die von seiner Betriebsstätte ausgeübte Geschäftstätigkeit von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat oder in ein Drittland, insofern als der Mitgliedstaat der Betriebsstätte aufgrund der Übertragung nic...
	a) Der Steuerpflichtige überträgt Vermögenswerte von seinem Hauptsitz an seine in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland, das Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ist, belegene Betriebsstätte.
	b) Der Steuerpflichtige überträgt Vermögenswerte von seiner in einem Mitgliedstaat belegenen Betriebsstätte an seinen Hauptsitz oder an eine andere Betriebsstätte in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland, das Vertragspartei des EWR-Abkom...
	c) Der Steuerpflichtige verlegt seinen Steuersitz in einen anderen Mitgliedstaat oder in ein Drittland, das Vertragspartei des EWR-Abkommens ist.
	d) Der Steuerpflichtige verlegt die von seiner Betriebsstätte ausgeübte Geschäftstätigkeit in einen anderen Mitgliedstaat oder in ein Drittland, das Vertragspartei des EWR-Abkommens ist.
	Dieser Absatz gilt für Drittländer, die Vertragspartei des EWR-Abkommens sind, sofern sie ein Abkommen mit dem Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen oder mit der Union über eine mit der in der Richtlinie 2010/24/EU des Rates13F  vorgesehenen Amtshilfe g...
	Bei nachweislichem und tatsächlichem Risiko, dass die Steuer nicht eingezogen werden kann, kann der Zahlungsaufschub gemäß Absatz 2 von einer Sicherheitsleistung des Steuerpflichtigen abhängig gemacht werden.
	Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn das im Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen oder der Betriebsstätte geltende Recht die Möglichkeit vorsieht, die Steuerschuld bei einem anderen Steuerpflichtigen, der Mitglied derselben Gruppe und in diesem Mitgliedstaa...
	a) die übertragenen Vermögenswerte oder die von der Betriebsstätte des Steuerpflichtigen ausgeübte Geschäftstätigkeit verkauft oder auf andere Weise veräußert werden;
	b) die übertragenen Vermögenswerte anschließend in ein Drittland verlagert werden;
	c) der Steuersitz des Steuerpflichtigen oder die von seiner Betriebsstätte ausgeübte Geschäftstätigkeit anschließend in ein Drittland verlegt wird;
	d) der Steuerpflichtige Insolvenz anmeldet oder abgewickelt wird;
	e) der Steuerpflichtige seinen Verpflichtungen im Zusammenhang mit den Teilzahlungen nicht nachkommt und über einen angemessenen Zeitraum, der zwölf Monate nicht überschreiten darf, keine Abhilfe für seine Situation schafft.
	Die Buchstaben b und c gelten nicht für Drittländer, die Vertragspartei des EWR-Abkommens sind, sofern sie ein Abkommen mit dem Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen oder mit der Union über eine mit der in der Richtlinie 2010/24/EU vorgesehenen Amtshi...
	a) Im Falle eines Unternehmens hält der Steuerpflichtige selbst oder zusammen mit seinen verbundenen Unternehmen unmittelbar oder mittelbar mehr als 50 % der Stimmrechte oder hält unmittelbar oder mittelbar mehr als 50 % des Kapitals oder hat Anspruch...
	b) die von dem Unternehmen oder der Betriebsstätte tatsächlich entrichtete Körperschaftsteuer auf seine bzw. ihre Gewinne ist niedriger als die Differenz zwischen der Körperschaftsteuer, die nach der geltenden Körperschaftsteuerregelung im Mitglieds...
	Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b wird die Betriebsstätte eines beherrschten ausländischen Unternehmens, die im Steuergebiet des beherrschten ausländischen Unternehmens nicht der Steuer unterliegt oder steuerbefreit ist, nicht berücksichti...
	a) die nicht ausgeschütteten Einkünfte des Unternehmens oder die Einkünfte der Betriebsstätte aus folgenden Kategorien:
	i) Zinsen oder sonstige Einkünfte aus Finanzanlagevermögen;
	ii) Lizenzgebühren oder sonstige Einkünfte aus geistigem Eigentum;
	iii) Dividenden und Einkünfte aus der Veräußerung von Anteilen;
	iv) Einkünfte aus Finanzierungsleasing;
	v) Einkünfte aus Tätigkeiten von Versicherungen und Banken und aus anderen finanziellen Tätigkeiten;
	vi) Einkünfte von Abrechnungsunternehmen, die Einkünfte aus dem Verkauf von Waren und der Erbringung von Dienstleistungen erzielen, die von verbundenen Unternehmen erworben oder an diese verkauft werden, und keinen oder nur geringen wirtschaftlichen ...
	Dieser Buchstabe findet keine Anwendung, wenn das beherrschte ausländische Unternehmen, gestützt auf Personal, Ausstattung, Vermögenswerte und Räumlichkeiten eine wesentliche wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, wie durch relevante Fakten und Umstände na...
	Ist das beherrschte ausländische Unternehmen in einem Drittland ansässig oder belegen, das keine Vertragspartei des EWR-Abkommens ist, so können die Mitgliedstaaten beschließen, Unterabsatz 2 nicht anzuwenden.

	oder
	b) die nicht ausgeschütteten Einkünfte des Unternehmens oder der Betriebsstätte aus unangemessenen Gestaltungen, deren wesentlicher Zweck darin besteht, einen steuerlichen Vorteil zu erlangen.
	Für Zwecke dieses Buchstabens gilt eine Gestaltung oder eine Abfolge von Gestaltungen als unangemessen, sofern das Unternehmen oder die Betriebsstätte nicht selbst Eigentümer der Vermögenswerte wäre oder die Risiken, aus denen seine gesamten Einkünfte...

	Wird die Steuerbemessungsgrundlage eines Steuerpflichtigen nach den Vorschriften eines Mitgliedstaats gemäß Absatz 2 Buchstabe a berechnet, so kann der Mitgliedstaat sich dafür entscheiden, Finanzunternehmen nicht als beherrschte ausländische Unterneh...
	a) deren Buchgewinne 750 000 EUR und deren nicht kommerzielle Einkünfte 75 000 EUR nicht übersteigen; oder
	b) deren Buchgewinne nicht mehr als 10 % ihrer betrieblichen Aufwendungen für den Steuerzeitraum ausmachen.
	Für Zwecke des Unterabsatzes 1 Buchstabe b dürfen die betrieblichen Aufwendungen weder die Kosten der Waren, die außerhalb des Landes verkauft wurden, in dem das Unternehmen/die Betriebsstätte für Steuerzwecke ansässig bzw. belegen ist, noch Zahlungen...
	Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Januar 2019 an.
	Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.
	Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Januar 2020 an.
	Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

